
als auch die besonderen des Mahnverfahrens zu unter­
suchen.

Zu den allgemeinen Sachentscheidungsvoraussetzun­
gen gehören z. B. die Partei- und die Prozeßfähigkeit 
von Gläubiger und Schuldner sowie deren ordnungs­
gemäße gesetzliche Vertretung im Mahnverfahren. 
Hierher gehört auch die Zulässigkeit des Rechtsweges. 
Diese Voraussetzung muß deshalb besonders beachtet 
werden, weil es immer wieder vorkommt, daß einzelne 
Betriebe in Unkenntnis der gesetzlichen Vorschriften 
im Mahnverfahren Zahlungsansprüche geltend machen, 
über die allein die Vertragsgerichte zu entscheiden 
haben.

Ist im Mahnverfahren ein volkseigener Betrieb oder 
eine andere juristische Person des Volkeigentums be­
teiligt, so muß der Sekretär zunächst untersuchen, ob 
es sich in der vorliegenden Sache überhaupt um eine 
zivilrechtliche Streitigkeit handelt. Bejaht er diese 
Frage, so muß er weiterhin prüfen, ob für den vor­
liegenden Fall nicht durch Gesetz die Zuständigkeit 
der Vertragsgerichte begründet und damit auf diese 
Weise der Rechtsweg ausgeschlossen ist. Zu diesem 
Zweck muß er die in der Gemeinsamen Rundverfügung 
des Ministeriums der Justiz und des Staatlichen Ver­
tragsgerichts Nr. 49/53 vom 7. August 1953 gegebenen 
Hinweise zur Abgrenzung der Zuständigkeit von Ge­
richten und Staatlichen Vertragsgerichten genau be­
achten. Ergeben sich Anhaltspunkte dafür, daß es sich 
um einen Anspruch aus vollziehend-verfügender Tätig­
keit eines Staatsorgans handeln oder der Rechtsweg aus 
anderen Gründen ausgeschlossen sein kann, dann muß 
der Sekretär diesen Zweifeln durch Befragung des 
Gläubigers nachgehen. Der Gläubiger hat die Pflicht, 
an der Aufklärung dieser Fragen mitzuwirken: denn 
auch im Mahnverfahren gilt der Grundsatz, _daß Par­
teien ihre Erklärungen über tatsächliche Umstände 
vollständig und der Wahrheit gemäß abzugeben haben 
(vgl. § 138 Abs. 1 ZPO), und zu diesen tatsächlichen 
Umständen gehören auch solche, die die Voraussetzun­
gen der Sachentscheidung begründen.

Auf diese Mitwirkungspflicht hat das Oberste Ge­
richt in seinem Urteil vom 26. Mai 19531) ausdrücklich 
hingewiesen. In dem lehrreichen Fall war das Mahn­
verfahren gegen eine Gemeinde auf Grund einer Liefe­
rung von Pflanzkartoffeln betrieben worden, die den 
empfangsberechtigten Verbrauchern über die betref­
fende Gemeinde zugewiesan worden waren. In einem 
solchen Fall muß bei Prüfung des Antrags auf Erlaß 
des Zahlungsbefehls sofort der Gedanke auftauchen ob 
es sich bei Entgegennahme und Verteilung des Saat­
gutes durch die Gemeinde nicht um eine vollziehend­
verfügende Tätigkeit handelt. Bei dieser Sachlage muß 
das Vorbringen des Gläubigers auch Angaben über 
die näheren Umstände und den ganzen Zweck der 
Lieferung des Saatgutes enthalten. Fehlen sie, dann hat 
der Sekretär den Gesuchsteller zur Ergänzung seines 
Vorbringens zu veranlassen. Erst nachdem über diesen 
Punkt Klarheit herbeigeführt worden ist, weiß der 
Sekretär, ob er in dem anhängigen Verfahren über die 
sachliche Berechtigung des erhobenen Anspruchs ent­
scheiden darf. Wir haben hier ein Beispiel dafür, wie 
bei Gelegenheit der Prüfung der Sachentscheidungs­
voraussetzungen im Einzelfall der Sachverhalt in be­
stimmtem Umfange aufgeklärt werden kann und muß.

Eine weitere Sachentscheidungsvoraussetzung, deren 
sorgfältige Prüfung nicht selten zur Aufklärung des 
Sachverhalts beiträgt, ist die Zuständigkeit. Gemäß 
§§ 28 AnglVO, 689 Abs. 2 ZPO ist für den Erlaß des 
Zahlungsbefehls der Sekretär des Kreisgerichts zu­
ständig, das für die im gewöhnlichen Zivilverfahren 
erhobene Klage zuständig sein würde, wenn die Kreis­
gerichte in erster Instanz sachlich unbeschränkt zu­
ständig wären. Die örtliche Zuständigkeit des Gei'ichts 
ergibt sich aus §§ 12 und 13 ZPO, wenn der Erlaß des 
Zahlungsbefehls bei dem Kreisgericht beantragt w>rd, 
in dessen Bezirk der Schuldner seinen Wohnsitz hat. 
Häufig wird aber das Mahnverfahren gegen Schuldner 
eingeleitet, die ihren Wohnsitz außerhalb dieses Ge­
richtsbezirkes haben. In diesen Fällen muß der Gläu­
biger begründen, warum er zur Entscheidung über sein 
Gesuch ein Gericht anruft, dessen Zuständigkeit sich
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nicht ohne weiteres aus dem Gesetz ergibt. Behauptet 
der Gläubiger, daß der betreffende Gerichtsstand 
zwischen den Parteien vereinbart worden sei, dann 
mag er auch die näheren Umstände dieser Verein­
barung darlegen. Die in den Anträgen enthaltene 
kurze Wendung „Als Gerichtsstand ist _______________  verein­
bart“ wird von den Gläubigern in nicht wenigen 
Fällen nur deshalb ausgeschrieben, weil sie auf 
den Antragsformularen vorgedruckt ist. Die genaue 
Prüfung auch dieser Sachentscheidungsvoraussetzung 
durch den Sekretär kann den Parteien einen späteren 
Streit über die Zuständigkeitsfrage ersparen und damit 
der Beschleunigung des Verfahrens dienen. Sie trägt 
außerdem auch zur Aufklärung des Sachverhalts bei, 
wenn der Gläubiger mit den Einzelheiten über die Ver­
einbarung des Gerichtsstandes zwangsläufig Tatsachen­
material über die Beziehungen der Parteien vorträgt.

Neben diesen allgemeinen muß der Sekretär auch 
einige der in dieser Verfahrensart besonderen Voraus­
setzungen der Entschließung über die Berechtigung des 
Anspruchs beachten. Im Mahnverfahren dürfen nur die 
in § 688 ZPO genannten Ansprüche geltend gemacht 
werden. In unserer Gerichtspraxis kommen in erster 
Linie Zahlungsansprüche in Betracht. Diese Ansprüche 
müssen fällig sein. Noch nicht fällige Ansprüche 
können als „zur Zeit nicht begründet“ (vgl. § 691 Abs. I 
ZPO) im Mahnverfahren nicht, durchgesetzt werden. 
Der Sekretär muß also darauf achten, daß in dem 
Gesuch um Erlaß des Zahlungsbefehls auch die Fällig­
keit des geltend gemachten Anspruchs dargelegt wird.

Eine besondere Sachentscheidungsvoraussetzung des 
Mahnverfahrens ist weiterhin die Einleitung des Ver­
fahrens in der hierfür vorgeschriebenen Form. Die Er­
fordernisse, die § 690' ZPO für den Inhalt des Gesuchs 
um Erlaß des Zahlungsbefehls aufstellt, entsprechen im 
wesentlichen den Ziffern 1 und 2 des § 253 Abs. 2 ZPO. 
Sowohl für den Schriftsatz, der die Klage enthält, als 
auch für das Gesuch im Mahnverfahren schreibt das 
Gesetz somit eine bestimmte Angabe des Grundes des 
erhobenen Anspruchs vor. Unter dem Grund des An­
spruchs ist die Gesamtheit der Tatsachen zu verstehen, 
aus denen der vor Gericht erhobene Anspruch her­
geleitet wird. Diese Angabe der anspruchsbegründen­
den Tatsachen vermittelt dem Organ, das über den 
Anspruch zu entscheiden hat, einen ersten größeren 
Einblick in die Sache. Auch im Mahnverfahren muß 
das entscheidende Organ, der Sekretär, durch die An­
gabe dieser Tatsachen schon so weit wie möglich über 
das gesellschaftliche Geschehen informiert werden, aus 
dem sich die Berechtigung des Anspruchs ergeben soll.

Dieses unbedingte Erfordernis der bestimmten 
Angabe des Anspruchsgrundes bei der Verfahrens­
einleitung muß in unserem Mahnverfahren mehr als 
bisher beachtet werden. Während bei der Klagschrift 
im gewöhnlichen Zivilverfahren die klagebegründen­
den Tatsachen innerhalb einer ausdrücklichen Begrün­
dung des vom Kläger angekündigten Antrags angegeben 
werden, beschränken sich die entsprechenden Angaben 
des Gläubigers in seinem Gesuch um Erlaß des 
Zahlungsbefehls noch zu häufig auf knappe, wenig 
sagende Stichworte, obgleich zur wirklichen Informa­
tion des Sekretärs weit nähere Angaben erforderlich 
wären. So kommt es vor, daß zur Begründung des 
Gesuchs z. B. lediglich „Restforderung aus Waren­
lieferung des Gläubigers“ angegeben wird. Der Sekretär 
muß aber darüber unterrichtet werden, welche Waren 
im einzelnen geliefert worden sind, welche Ver­
einbarungen der Warenlieferung zugrunde liegen und 
in welcher Höhe und wann der Schuldner bereits 
Zahlungen geleistet hat. Durch eine genaue Schuld­
berechnung des Gläubigers erhält der Schuldner auch 
eine genügende Grundlage für seine Entschließung, ob 
er gegen den Zahlungsbefehl Widerspruch einlegt oder 
nicht. Besondere Sorgfalt muß von dem Gläubiger vor 
allem bei der Geltendmachung von Schadensersatz­
ansprüchen gefordert werden. Die Umstände, aus 
denen die Ersatzpflicht hergeleitet wird, lassen sich 
niemals in einem kurzen Satz darlegen. Der Raum, 
welcher im Text des Formulars für die Begründung 
des Anspruchs gelassen ist, ist für solche Fälle zu eng. 
Diese Gestaltung des Formulars ist einer der Haupt­
gründe dafür, daß trotz gleicher gesetzlicher Vor-
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